
C hefdiplomat, Verkünder
und Verteidiger der Werte
der UN-Charta sowie Top-

manager einer sorgengeplagten
Verwaltung: es sind gleich drei
Jobs, die Ban Ki Moon als neuer
UN-Generalsekretär übernimmt.
Wie gut er diese Rollen zu kombi-
nieren vermag, wird wesentlich
den Erfolg seiner Amtszeit bestim-
men. Der Koreaner täte gut daran,
aus den Erfahrungen seines Vor-
gängers zu lernen: Kofi Annan hat
einen hohen Preis dafür gezahlt,
dass er die Führung und Reform
der krisengeschüttelten UN-Büro-
kratie über weite Teile seiner
Amtszeit vernachlässigte.

Ban will den Umbau der Büro-
kratie in den Mittelpunkt seiner
Arbeit stellen. Er versprach, „die
Organisationskultur zu reformie-
ren, die Verantwortlichkeit zu er-
höhen und Ethikstandards zu ver-
schärfen“. Die Mitgliedstaaten for-
derte er auf, dem UN-Sekretariat
mehr Flexibilität im Tausch für
bessere Erfolgskontrolle zuzuge-

stehen. Die Abwehrfront vieler
der 132 in der so genannten
„Gruppe der 77“ (G77) organisier-
ten Staaten hat sich bereits for-
miert. Diese Staaten fürchten um
Pfründe, Prestige und Einfluss
und stellen sich gegen eine grund-
legende Reform des Sekretariats,
etwa eine flexiblere Budgetpolitik.

Der neue Mann ist auf Deutsch-
lands Unterstützung bei seinen
Reformbemühungen angewiesen.
Deutschland sollte seine guten
Kontakte zu vielen G-77-Staaten
nutzen, um deren Abwehrfront
zu durchbrechen. Gleichzeitig
sollte Deutschland im europäi-
schen Verbund aktiv zur Stär-
kung der UN- Verwaltung beitra-
gen. Das entspricht auch den Leh-
ren aus der deutschen UN-Politik
in der Ära Annan. Nicht das zwi-
schenzeitlich leicht zwanghafte
Rütteln am Tor des Sicherheits-
rats setzte positive Akzente. Viel-
mehr waren es konkrete Initiati-
ven zur Stärkung der UN-Arbeit,
die Deutschland politisches Kapi-

tal eingebracht und gleichzeitig
die UN gestärkt haben. Hierzu ge-
hört Deutschlands richtungwei-
sende Unterstützung der Zusam-
menarbeit der UN mit Wirtschaft

und Zivilgesellschaft im Rahmen
des Global Compact und öffent-
lich-privater Partnerschaften.
Diese erfolgreiche Politik sollte
Deutschland weiterführen.

Zudem sollte Deutschland die
Unterstützung der UN-Arbeit im
Bereich Friedenskonsolidierung

intensivieren. Mit zukünftig fast
140 000 im Feld eingesetzten Mit-
arbeitern ist der UN-Apparat stark
überdehnt. Gegenwärtig verfügen
die UN nicht über ausreichende

Mechanismen, um systematisch
Lehren aus den Fehlschlägen und
Erfolgen laufender und abgeschlos-
sener Missionen zu ziehen.

Akzente setzen sollte Deutsch-
land auch bei der Stärkung der
UN-Entwicklungsarbeit. Das heißt
auch, die stark zerfaserte Entwick-

lungsarbeit vor Ort kohärenter
und schlagkräftiger zu gestalten.
Hierzu gehört die Umsetzung der
„Four Ones“: ein Programm, ein
Budget, ein gemeinsamer Evaluie-
rungsrahmen und ein mit allen nöti-
gen Befugnissen ausgestatteter
Vor-Ort-Koordinator für jedes
Land. Dabei sollte Deutschland
mit gutem Beispiel vorangehen: Ef-
fektive Koordination beginnt da-
heim zwischen der Vielzahl von
beteiligten Ministerien.

Das alles sollte mit einem Per-
spektivwechsel in der Betrach-
tung der UN hierzulande einherge-
hen. Das weit verbreitete Wohl-
wollen gegenüber den UN ist ein
Pfund, mit dem Deutschland wu-
chern kann. Kehrseite der Me-
daille ist allerdings, dass die UN-
Verwaltung unter dem Generalver-
dacht des Gutmenschentums
steht. Wer Kritisches über die Ar-
beit der UN-Verwaltung verbrei-
tet, gilt allzu leicht als Nestbe-
schmutzer. Diese Einstellung ist
kontraproduktiv. Denn: Nur wer

die Schwächen der Arbeit scho-
nungslos aufdeckt, kann gezielt
und glaubwürdig für in der Tat
dringend notwendige zusätzliche
Steuergelder für die Arbeit der
UN werben.

Eine solche wohlwollende, aber
differenzierende Analyse sind wir
den Soldaten und den zivilen Mit-
arbeitern, die unter schwierigsten
Umständen für die Ziele der UN-
Charta einstehen, sowie allen, die
auf die Hilfe der Weltorganisation
zählen, schuldig. Eine Kombina-
tion aus Grundsympathie und
nüchterner Analyse ist zudem am
besten geeignet, den neuen
UN-Chef bei der Verwirklichung
seines Credos zu unterstützen,
dass „die besten Tage unserer glo-
balen Organisation noch vor uns
liegen“.

— Der Autor ist stellvertretender
Direktor des Global Public Policy
Institute, einem unabhängigen For-
schungsinstitut mit Sitz in Berlin
und Genf.

Ein General gegen die Bürokratie

D er Mann der freundlichen
Worte zeigt sich in unge-
wöhnlicher Angriffslaune.

Polen brauche eine Regierung, die
in der Welt geschätzt werde und
für die man sich „nicht schämen“
müsse, begründet Oppositionschef
Donald Tusk seine Forderung
nach einem frühzeitigen Urnen-
gang. Seine Landsleute benötigten
Normalität: „Wir wollen Neuwah-
len – und eine bessere Regierung.“

Heute will der Chef der rechtsli-
beralen Bürgerplattform (PO) da-
rum die Selbstauflösung des Parla-
ments beantragen, voraussichtlich
am Freitag wird abgestimmt. Doch
auch wenn Premier Jaroslaw
Kaczynski von der nationalkonser-
vativen PiS nach dem Rauswurf
der Bauernprotestpartei Samoo-
brona noch immer nach einer
neuen Koalitionsmehrheit fahn-
det, gelten die Erfolgsaussichten
der Attacke als gering. Denn nur
wenn 300 der 460 Abgeordneten
für den Antrag votieren, könnten
die Polen noch in diesem Jahr zu
den Urnen schreiten. Ohne Stim-
men von PiS-Abgeordneten lässt
sich das kaum verwirklichen. Zwar
sind die Winkelzüge von
Kaczynski kaum vorhersehbar.
Doch angesichts fallender Umfra-
gewerte setzt er eher auf Zeit.

Wie die Kaczynski-Zwillinge
warTuskbereitsalsGeschichtsstu-
dent zu Zeiten der sozialistischen
Volksrepublik im Untergrund ak-
tiv,zählteaberzumliberalenFlügel
der Gewerkschaftsbewegung Soli-
darnosc. Nach der Wende von
1989 war er stellvertretender Vor-
sitzender der liberalen Freiheits-
union(UW).ObwohlseineGroßel-
tern in den Konzentrationslagern
Stutthof und Neuengamme einsa-
ßen,machtesichderzuderMinder-
heut der Kaschuben zählende Tusk
stets für eine Aussöhnung mit den
Nachbarnstark:DerdeutschenVor-
kriegsgeschichte seiner Geburts-
stadtwidmeteder49-Jährigeinden
90erJahrengar einenselbst zusam-
mengetragenen Fotoband.

2001 gründete er mit Gleichge-
sinnten die wirtschaftsliberale PO.
Zwar entwickelte sich die Partei
unter seiner Führung zur stärksten
Oppositionspartei, musste aber als
Favorit im Wahlherbst 2005 zwei
empfindliche Niederlagen kassie-
ren: Sowohl bei der Parlaments-
als auch bei der Präsidentschafts-
wahl triumphierte die von den
Kaczynski-Zwillingen geführte
PiS. Vermutlich wird sich der oft
als „zu weich“ kritisierte Tusk mit
dem ersehnten Sprung an die
Macht noch ein wenig gedulden
müssen. Die Hoffnung auf seinen
ersten Wahltriumph hat der zweifa-
che Familienvater angesichts stei-
gender Popularitätswerte keines-
wegs aufgegeben.  Thomas Roser

PORTRÄT

D
ie Krise der europäischen Luftfahrtfirma Airbus
bringt vieles ins Wanken. Nicht nur in den deutschen
Unternehmensteilen herrscht wegen der Richtung,
die die Sanierungsdebatte genommen hat, Unbeha-
genundAngst.AuchinderWirtschaftspolitikwerden

dieStimmenlauter,dieeineaktivereRolledesStaatesinderAnge-
legenheitfordern.MussderdeutscheWirtschaftsministerdieAir-
bus-Sanierung markanter begleiten? Sollte die Kreditanstalt für
Wiederaufbau wenigstens einen Teil des 33-prozentigen Anteils
übernehmen, den Daimler-Chrysler als deutscher Großaktionär
loswerden will? Diese Fragen stehen nicht
für sich – sie stehen vor dem Hintergrund ei-
ner ausgesprochen hemdsärmeligen und ro-
busten Interessenpolitik, die Frankreich im
Fall Airbus an den Tag legt.

Eines ist klar: Der Staat als Unternehmer
und Anteilseigner hat in der Vergangenheit
nicht gerade segensreich gewirkt. Staatsun-
ternehmen oder solche, bei denen der Staat
schnell mit Sanierungsgeld zur Hand war,
haben die Erwartungen an eine schnelle Ge-
nesung nur selten erfüllt. Auch bei Airbus
ist nicht anzunehmen, dass es dem Unter-
nehmen gut bekommt, wenn neben dem
französischen auch noch der deutsche Staat
eine industriepolitische Suppe kocht. Und:
Wer sollte den Einstieg bezahlen? Der Steuerzahler? Ein Szena-
rio, das man sich schwer vorstellen kann – und das für Mitarbei-
ter der ehemaligen Siemens-Handysparte, die nach dem Verkauf
doch vor dem Aus steht, wie blanker Hohn aussehen muss.

Dennoch darf Wirtschaftsminister Michael Glos sich nicht da-
rauf verlassen, dass es am Ende die unsichtbare Hand des Wett-
bewerbs schon richten wird. Deutschland und Frankreich müs-
sen eine Strategie finden, wie sie der Grundlagenvertrag über
EADS vorsieht: eine einvernehmliche. Das Beste für die deut-
schen Anteile, die im Augenblick bei Daimler-Chrysler liegen,
wäre ein neuer Aktionär, der das Unternehmen als Ganzes sa-
niert – und nicht auf der politischen Landkarte. Deshalb wäre es
schon gut, wenn der nicht gerade aus Frankreich käme.
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Wie Deutschland dem
künftigen UN-Chef Ban

helfen kann

Von Thorsten Benner

M
acht die große Koali-
tion depressiv?
Oder kommt man
als SPD-Vorsitzen-
der zu Einsichten,

die einem Ministerpräsidenten
ohne höchste Parteiweihen ver-
schlossen waren? Kurt Beck hat am
Wochenende deutlicher denn zu-
vor ein wachsendes Unterschich-
tenproblem in unserem Land be-
klagt. Es gebe zu viele Menschen,
die keinerlei Aufstiegshoffnungen
mehr hätten und sich materiell und
kulturell in dieser Selbstbeschei-
dung einrichteten, sagte er der
„Frankfurter Allgemeine Sonntags-
zeitung“. Sie interessierten sich
auch nicht mehr dafür, die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass
ihre Kinder das Leben erfolgreich
meistern könnten.

Der Wunsch von Eltern, dass es
ihren Kindern einmal besser gehen
möge, ist eine der stärksten An-
triebskräfte für sozialen Aufstieg.
Vater und Mutter von Kurt Beck –
er ist Jahrgang 1949 – taten sich
damit vermutlich leichter als viele
Eltern heute. Ihr Sohn trat in einer
Zeit der Vollbeschäftigung ins Be-
rufsleben. Heute dagegen, in der
Ära der Globalisierung und nach
dem Zusammenbruch der Blöcke,
gelten alte Gewissheiten nicht län-
ger. Den Eisernen Vorhang, auf
dessen richtiger Seite man vor
1989 nur geboren werden musste,
gibt es nicht mehr. Jugendarbeitslo-
sigkeit ist eine drückende Perspek-
tive für viele Schulabgänger.

Staat und Wirtschaft gelingt es
nur in mühsamer Klein-Klein-Ar-
beit, Verbesserungen zu erreichen
– wer wüsste das besser als der Mi-
nisterpräsident eines eher mittel-

ständisch strukturierten Bundes-
landes? Und einen anderen Aus-
weg als den Wegzug würde Kurt
Beck einem Jugendlichen aus
Mecklenburg-Vorpommern auf
der Suche nach einer Lehrstelle
auch nicht aufzeigen können.

Aber kann man aus einer zugege-
ben schwierigen Ausgangslage
wirklich nur den Schluss der vo-
rauseilenden Resignation ziehen?
Gibt Hartz IV, bei aller Klage über
die Beschränktheit der Mittel,
doch so viel persönlichen Spiel-
raum, dass es interessanter sein
kann, sich darin einzurichten, als
einen Ausweg zu suchen? Das ist
offenbar nicht selten. Da sind zum
Beispiel jene Sozialhilfe-Karrieren
in Großstädten, bei denen die Ar-
beitslosigkeit genauso klag- wie
perspektivlos in die nächste Gene-
ration weitergereicht wird. Aber
Unternehmen, die viel mit Arbeits-

losen zu tun haben, berichten ganz
im Gegenteil, dass der weitaus
größte Teil der Arbeitslosen an ei-
ner geregelten Tätigkeit brennend
interessiert ist. Bei Freiwilligen-
agenturen engagieren sich zum Bei-
spiel zu mehr als 40 Prozent Ar-
beitslose. Immer noch aber schä-
men sich viele Menschen sowohl
ihrer Arbeitslosigkeit als auch der
damit verbundenen Armut, berich-
ten karitative Organisationen.

Wie man aus dieser Misere he-
rauskommt, weiß Kurt Beck aber
auch. Ohne Leistungswillen geht
es nicht, sagt er, Leistung müsse
sich eben wieder lohnen.

Endlich die Voraussetzungen da-
für zu schaffen, wäre ein schönes
Betätigungsfeld für eine große Ko-
alition, die nicht nur Kurt Beck de-
pressiv stimmt.
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DONALD TUSK
POLNISCHER OPPOSITIONSCHEF:

„Polen
braucht

Neuwahlen“

Von Gerd Appenzeller

Airbus

Die unsichtbare
Hand

Von Ursula Weidenfeld
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Am besten
wäre
ein Aktionär,
der die Firma
als Ganzes
saniert –
keiner aus
Frankreich

DSTUTTMANN

Foto: AFP

Vorauseilende Resignation
Kurt Beck und die Unterschicht: Macht Hartz IV wirklich faul?
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